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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN ZUM BEBAUUNGSPLAN . 
"IN OEN FtSCHERGÄRTEN" 

A. Fests .etzungen 

Nach § 9 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) ln der Fassung vom 08.12.1986 

(8G81. I.5.2253) mit §§ 1 - 27 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der 

Fassung vom 15.09.1977 (8G81.1.8.1763), geändert durch Änderungsverord-

nung vom 19.12.1986 (8G81.I.S.2665), werden folgende text1iche Festsetzungen 

getroffen: 

1. Art der baulichen Nutzuna 
", 

(§ 9 Abs. 1 Ziff. 1 BauGB in Verb. mit §§ 1 - 15 

siehe Planeintrag 

a) allgemeines Wohngebiet (WA): 

In Teilbereichen sind je Wohngebäude maximal 2 Wohnungen zulässig. 

(Siehe Planeintrag-Nutzungsschablane!) 

b) Mischgebiet (MI): 

siehe Planeintrag 

.,;; 
2. Maß der baulichen Nutzung P 

(§ 9 Abs. 1 Ziff. 1 SauGB in Verb. mit §§ 16 - 218 8auNVD und § 9 Abs. 2 BauGB) 

Dachgeschosse ("0") sind Vollgeschosse, die ganz im Dachraum liegen oder in 

den Dachraum hine i nragen " aber unterhalb des Dachraumes \'Ieniger als 2 m hoch 

sind. 

3. Bauweise 

(§ 9 Abs. 1 Ziff. 2 BauGB und § 22 BauNVO) 

Folgende Bauw@ise wird für die Hauptgebäude i m Planbereich festgesetzt 

(siehe Ei ntragung Nutwngsschablone!) 

"0" , ::: offene Bauweise I teils mit finscr.ränkungen 

(siehe Nutzunysschablone und 

4. Garagen und 

(§ 9 Abs. 1 Ziff. 4 BauGB und § 12 Baul'-NO) 

Garagen und Stellplätze sind auf der nicht überb<;lubaren Fläche entsprechend 

§"'I LBD zulässig. 

5. 

( § 14 BauNVO) 

Im Baugebiet sind nur untergeordnete Nebenanlagen zulässig 



(§ 9 Abs . 2 BauGB) 

In der Zone des Oberschwernmungsgebietes s i nd Aufenthaltsräume nur oberhalb 

der Hochwassermarke zuIassig. 

7. Stellung 

(§ 9 Abs. 1 Ziff. 2 BauGB) 

In, Teilbereichen wird die Stellung der baulichen Anlagen durch die 

Fi rstrichtung festgesetzt (siehe Planeintrag!) . 

8. Geh-. Fahr- und Leitungsrechte 

(§ 9 Abs. 1 Ziff. 21 BauGB) 

Das eingetragene Leitungs.recht dient der SiGherung eines öffentlichen 

Anwasserkanals. 

Das eingetragene Gen- und F'ahrrec ht dient der Bewirtschaftung dsr an­

grenzenden Gartengrundstücke. 

9. Private Grünfläche 

(§ 9 Abs. 1 Ziff .3/15 BauGB) 

Die festgesetzten Flächen für privates "Gartengrün und Obstbaumwiesen" 

dienen der gärtne r.ischen Nutzung. 

Die bauliche Nutzung wird bei einer Mindestgrundstücksgröße von 10 ar 

auf Geschirrhütten bis 15 cbm und Klei" t ierställe bis 15 cbm beschränkt. 

10. Immissionsschutz 

(§ 9 Abs. 1 Ziff. 24 8auGB) 

Zum Schutz des vor Verkehrslärm auf der Nürtinger Straße werden 

für die Bereiche der Zone A für Aufenthaltsräume passive Lärmschutzmaß­

nahmen (z. B. durch entsprechende Grundr i ßges t altung und Lärmschutz­

fenster) gemäß den "Richtlinien" fOr bauliche Maßnahmen zum Schutz gegen 

Außenlärm vom September 1975 als Ergänzung zu DIN 4109 verbindlich 

festgesetzt. 
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§ 9 Abs 1 Zi ff. 16 Ba uGB 

,I\ l) f elen f estgesetzten F13ch en (siehe Pla n e intragi ) 
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B. Festsetzungen 

Nach § 73 der für Baden-Württemberg (LBO) vom November' 1983 

(GBl.S .770) werden folgend e Fes t setzungen getroffen: 

1 . Dschgestaltung 

Die f estgesetzte Dachform (Sat te l dach) und die festgesetzte Dachneigung 

(siehe Nutzungsschablone) s i nd verbindlich . Qysrgie be l sind mit einer 

Breite bi s zu 1/4 der zugehörigen Gebäudesei t e zulässig. Dachaufbsuten 

bzw. Dacheinschnitte sind nur bis zu maximal 1/4 der zugehörigen GebätJde­

seite zul ässig. 

Sämtliche Garagen und Nebengebäude sind mit geneigtem Dach mit mindestens 

20° Neigung auszuführen; Pultdächer sind bei freistehenden Garagen unzu­

lässig. 

für die lJächer ist nur eine rote Jro t braune Tonziegel- oder entsprechend 

durchgefärbte Betonpfannendeckung zulässig. 

2. Nebenanl agen 

Nebenanlagen als Gebäude (wie z.8. Fahrrad-, Geräte-, Trockenräume, Klein­

tierställe , Geschirrhütten) sind nur mit und Ziegeldeckung 

zulässig. 

Dies gilt nicht für überdeckte Pergolen. 

3. Stellplätze. Garagen 

Stauräume vor Garagen und Stellplätze sind in Pflasterbelögen (z.B . Klein­

pflaster, Betonverbundstein, Ziegel), mit Betonrasensteinen oder Schotter­

belag herzust€llen. 

4. Außenwände 

Die Außenwände aller baulichen Anlagen, einschließlich Nebenanlagen und 

Garagen sind in den Materialien Beton gestrichen, Holz und 

Ziegel - i n gedeckten Farben-



5. Aufschüttungen, Abgrabungen 

Im Bereich des Überschwemmungsgebietes s i nd Aufschüttungen vom vorhandenen 

Gelände an die Erdgeschoßfußbodenhöhe (EFH) nur auf eine Tiefe von 3,00 m 
ab Hausgrund zulässig. 

In den Gbrigen Bereichen sind Abgrabungen und Aufschüttungen bis zu einer 

Höhe von 1,00 m vom vor handenen Gelände zulässig. Abgrabungen zur Schaffung 

von Aufenthaltsräumen in Untergeschossen sind u,:,zulassig. 

6.Werbeanlagen 

Anlagen und Einrichtungen, die dem Anschlag von Plakaten und ähnlichen 

Werbeanlagen dienen, sind im -gesamten Planbereich unzulässig. 

C. Hinweis 

(§ 9 Abs. 5 BauGB) 

In den gekennzeichneten hochwassergefährdeten Bereichen sind unterhalb der 

von der Baurechtsbehörde festzulegenden Hochio/8ssermarke Aufenthaltsräu flle, 

Ställe, Technik- und Lagerräume für grundwassergefährdende Stoffe nicht 

zulässig. Öffnungen in anderen Räumen unterhalb der Hochwassermar ke müssen 

wasserdicht und druckfest gesichert werden: Elektrische Anlagen, Feuerungs­

anlagen, Lüftungsanlagen und ähnliche Installationen unterhalb der Hoch­

wassermar ke sind durch geeignete Sicherungsmaßnahmen zu schützen. 

unterhalb der Hochwassermarke sind nur zulässig, wenn ihre 

Öffnungen fest und dicht verschlossen werden und im Bereich von Zu- und 

Abfahrten geeignete Vorkehrungen werden. 



VERFAHRENSVERME KE 
AUFSTELLUNGSBESCHLUSS 
Der Gemeind erat der Univer.; i tiitsstadt TLibin gBn ha1 am 18. April 1 sas beschlossen , den 
Bebauu rlSJsplan gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch {BauGBl <1ufzustelien und ei ne 8u !'gerbeteiligung 
gemäß § 3 Abs. 1 ßauGB durc hzu führen. 
DiescI' INUldp. anl 2. Mat 198B ortsijbi ich bekanntgemacht 

BURGERBETEILIGUNG 
Di e Bt.irgerbet ei i igung gfi!ll\äß § 3 Abs . 1 BauGB erfo lgte im Rahmen einer Informati onsveransta!-
tu ng <ifTl 10. Mai 1988 und in der Zeit vom 11. Mai 1988 bi s 27 . Mai 1988 
mit Ge-iegenhcit zur sowi e Erör tenJ/Hj der PI e:f1ung 

BETEILIGUNG DER TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 
Die off cnt liche r BeL'lnge ·NI.Hden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB bei der Aufstellung des Be-

ö lTl 6. Mai 1988 beteiligt. 

AUSL EGUNGSBESCHLUSS 
Der Geoltt ind er<l t der Uni versi tatsstadt Tubir gen hat Jm 3. J uni 1989 den Bebauungsplan 

ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG 
Der Behauun gsplan -En t\l\lu rf m i t Begründung hat § 3 Abs. 2 BauGB nach vorhe riger 
or tsübi icher Bekann l rn<lchlJI g anl 31 J August 1989 
in der Fassung vom 20.Mai '969 von 11 .September 
in der Fassung vom 20.M ai 1990 von 1. OIUoDer 
öf fentl reh ausgelegen. 

SATZUNG$BESCHLUSS 

bis 11. Okt ober 1989 
bis 31.0ktober1gg0 

Der Gemeinderat der Uni'l €rsita "tsstadt Ebingcn hat am 21. März 1991 den 8 ebau u ngs p lan 
gemäß § 10 BauGB , § 73 Lan desbauord n ung und 4 als Sat zung hf:schlossp. l1 . 
MGlßgebemJ is t der Lagltpl Gl [l M 1 : 500 mit zeic h ne ris.chen Lind .text lichen FeSTsetzun gen in der 
Fassung vom 20. Mai 1990 sowie die 
von' S. Februar 1991 
Die Durchführu.ng der a .g;V e rfah rens sehri tt e wird bestätigt . 

Tübingen , den 22. März 1991 

ANZEIGEVERFAHREN 

Bürgermeisfer 

Der BPobaulJ rlgsl j lnn wurde gemäß q 11 RauGB tlerfl M egi er uny spr äsi diurn T ijbi ngen L 
Das wu rde mit Verfügung vom 1T. Apuii I 1991 Nr.22-32J2S:1 t 2-1- ·11J20/91 
Qbgesch lossen. 

AUSFE RTIGUNG 
Tübingen , den 1S.Apri I 1991 

INKRAFTTRETEN 
Die Durchführung des Anzeigeve wurde gemaß § 12 BauGB 3 m lftAprit 1991' orts· 
üblich bekanntg emacht . 
Mit d ieser Bebmn t maeh ung w u rde der BebnULJllgspl an r-echtsverllilld l icl' . 
TÜbingen, den 18.Apr:il 1ge, Stadtplanung sarnt 





 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Tübinger Höhen

 
Bei den Höhenangaben im zeichnerischen  

Teil des Bebauungsplans handelt es sich  

um Angaben im Tübinger Höhensystem. 


